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Politischer Druck auf die
Bundesregierung: CDU und CSU fordern

Asylstopp
CDU und CSU fordern Rückweisungen illegaler Migranten
an deutschen Grenzen. Friedrich Merz sieht dringenden

Handlungsbedarf.

In den letzten Wochen haben CDU und CSU im Bundestag
verstärkt eine klare Forderung geäußert: Die Bundesregierung
soll illegale Einwanderer an den deutschen Grenzen
zurückweisen. Diese Ansicht war bislang vor allem von der AfD
vertreten worden. Doch nun hat auch der Oppositionsführer
Friedrich Merz das Thema aufgegriffen und spricht sich für eine
Rückkehr zu strengen Grenzkontrollen aus. Merz argumentiert,
dass etwa 80 Prozent der Bevölkerung in Umfragen das Ende
der unkontrollierten Zuwanderung fordern. Ein Zustand, der aus
seiner Sicht nicht nur den Sozialstaat bedroht, sondern auch die
innere Sicherheit gefährdet.

In der politischen Diskussion wird deutlich, dass die Akzeptanz
für die aktuelle Einwanderungspolitik abnimmt. Dies wissen
auch Politiker anderer Parteien, wie die Grünen, die SPD und die
FDP, die Teil der gegenwärtigen Bundesregierung sind.
Trotzdem hat sich bisher keine umfassende Lösung für die
Problematik abzeichnet. Trotz der bestehenden Vereinbarungen
zur Einwanderung scheinen sich die Vertreter dieser Parteien in
ihrem Engagement, Migranten zu helfen, wohlzufühlen und
blockieren eine strengere Regelung.

Grenzkontrollen zwischen den EU-Staaten



Die Realität an den deutschen Grenzen zeigt ein uneinheitliches
Bild. In westlichen Nachbarländern wie Frankreich und Belgien
kommen Migranten einfach weiter, ohne kontrolliert zu werden.
In den östlichen und südlichen Grenzen – zu Ländern wie Polen,
Tschechien oder Österreich – hingegen gibt es Kontrollen. Hier
dürfen Personen, die Asyl beantragen, einreisen, selbst wenn sie
bereits in einem anderen EU-Land Asylstatus besitzen. Die
Prüfung, ob dies zulässig ist, findet oft nur nachträglich statt,
was die Herausforderungen des Einwanderungssystems
verdeutlicht.

Ein kritischer Punkt in der Debatte ist die frühere
Bundeskanzlerin Angela Merkel. Sie hatte betont, dass es
unmöglich sei, Migranten an den Grenzen abzuweisen, da
sowohl EU-Recht als auch die Genfer Flüchtlingskonvention dem
entgegenstehen. Doch diese Argumentation wird zunehmend
hinterfragt. Der ehemalige Präsident des
Bundesverfassungsgerichts, Hans-Jürgen Papier, hat
klargemacht, dass Deutschland das Recht, ja sogar die Pflicht,
hat, Personen an den Grenzen abzuweisen, sofern dies dem
Asylgesetz entspricht.

Auf diese Sichtweise stützend erklärt Papier, dass die staatliche
Souveränität Deutschlands in Fragen der Einreise über den
europäischen Regelungen stehe. Ein souveräner Staat könne
nicht gezwungen werden, jedem an seiner Grenze Fragen
stellenden Migranten die Einreise zu gestatten. Dies bedeutet
eine grundsätzliche Abwägung zwischen nationalen und
europäischen Interessen in der Asylpolitik.

Politische Reaktionen und
Handlungsspielräume

Die derzeitige Bundesregierung ist aufgerufen, aktiv zu werden
und sich nicht hinter EU-Vereinbarungen zu verstecken. Der
politische Druck, insbesondere vonseiten der Union in Form von
Vorschlägen wie einer möglichen Aufhebung des
Individualrechts auf Asyl, zeigt, dass es einen Wandel der



Stimmung innerhalb der politischen Landschaft gibt. Bayerns
Ministerpräsident Markus Söder und CDU-Politiker Thorsten Frei
haben bereits ähnliche Vorschläge unterbreitet, die eine Reform
der bestehenden Regelungen fordern.

Allerdings stoßen solche Vorschläge in den Reihen der SPD und
der Grünen auf heftige Kritik. Diese Parteien stufen solche
Ansätze oft als „rechts“ oder sogar „rassistisch“ ein. Im
Gegensatz dazu argumentieren die Befürworter solcher
Regelungen, dass es sich hierbei um vernünftige und
notwendige Maßnahmen handelt, um potenziellen Schaden vom
deutschen Volk abzuwenden. Die unkontrollierte Einwanderung
könnte dem Land mehr schaden als nützen, so das Argument.

Merz und andere konservative Politiker stellen damit die Frage,
ob und wie Deutschland seine Grenzen wieder effektiv
kontrollieren kann, um die Sicherheit und das Wohlergehen des
Landes zu gewährleisten. Diese Thematik wird in den
kommenden Wochen und Monaten eine zentrale Rolle in der
politischen Diskussion spielen und könnte weitreichende
Konsequenzen für die deutsche Einwanderungspolitik haben.
klar sein, dass es Maßnahmen erfordert, die sowohl
Landesinteressen als auch die rechtlichen Rahmenbedingungen
berücksichtigen.

Für die öffentliche Debatte bleibt festzuhalten, dass das Thema
der Einwanderung und Grenzkontrollen in Deutschland seit
Jahren polarisiert. Eine ganzheitliche Lösung, die sowohl den
humanitären Bedürfnissen gerecht wird als auch den
Sicherheitsinteressen der Bürger dient, wird dringend benötigt.
Die Frage, wie Deutschland mit der komplexen Herausforderung
der Migration umgeht, bleibt eine der größten politischen
Aufgaben unserer Zeit.
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